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N/BA 2/GB 6 November 2004 

(Fassung: Öffentliche Auslegung) 

 

Begründung 

 

zum Bebauungsplan Groß Borstel 6  

 

 

1. Grundlage und Verfahrensablauf 
 

Grundlage des Bebauungsplans ist das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 

27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137), zuletzt geändert am 

24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359)In Erweiterung der städtebaulichen Festsetzungen ent-

hält der Bebauungsplan naturschutzrechtliche Festsetzungen.  

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss N3/02 vom 30.Januar 2002 

(Amtl. Anz. S. 961) eingeleitet. Die Bürgerbeteiligung mit öffentlicher Unterrichtung und 

Erörterung und die öffentliche Auslegung des Plans haben nach den Bekanntmachun-

gen vom 11. August 2002 und ......(Amtl.Anz. 2002 S.3361, 200x S. xxxx) stattgefun-

den. 

2. Anlass der Planung 
 

Mit dem Bebauungsplan soll dem Senatsbeschluss vom 27.Oktober 92 gefolgt werden 

rund 19.000 m² Industriegebietsflächen für büroartige Nutzungen zu überplanen, sowie 

die Wiederherstellung der erhaltenswerten Grünanlage von „Pehmöllers Garten“ zu si-

chern . 

Diese Grünanlage soll als private Grünfläche festgesetzt und der Öffentlichkeit zugäng-

lich gemacht werden.  

Konkreter Handlungsbedarf besteht durch eine erfolgte Teilungsgenehmigung für die 

Flurstücke 2082 und 2026 vom 11.03.1999, die eine Bebauung südlich der Papenreye 

ermöglichen würde und damit die Fläche „Pehmöllers Garten“, die südlich anschließt, 

als Brachfläche liegen lassen würde.  
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3. Planerische Rahmenbedingungen 

3.1 Rechtlich beachtliche Tatbestände 

3.1.1 Flächennutzungsplan 
 

Der Flächennutzungsplan für die Freie und Hansestadt Hamburg in der Fassung der 

Neubekanntmachung vom 22. Oktober 1997 (HmbGVBl. S. 485) stellt für das Plange-

biet gewerbliche Bauflächen dar. Die Straße Papenreye ist als sonstige Hauptverkehrs-

straße hervorgehoben.  

3.1.2 Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und  Biotopschutzprogramm 
 

Das Landschaftsprogramm einschließlich Arten- und Biotopschutzprogramm für die 

Freie und Hansestadt Hamburg vom 14. Juli 1997 (HmbGVBl. S 363) stellt für das 

Plangebiet im Landschaftsprogramm die Milieus Gewerbe/Industrie und Hafen, „Park-

anlage und sonstige Hauptverkehrsstraßen“ dar. Das Arten- und Biotopschutzpro-

gramm stellt die Biotop-Entwicklungsräume Gewerbe/Industrie-Flächen (14a), Parkan-

lage (10a) Hauptverkehrsstraße (14e) dar.  

3.1.3 Andere rechtlich beachtliche Tatbestände 
 

Bebauungsplan 
 

Der Bebauungsplan Groß Borstel 5 vom 10. November 1969 und mit seiner Änderung 

vom 11. Oktober 1988 weist für das Plangebiet GI, offene Bauweise, GRZ 0,7, BMZ 

6,0, und eine Traufhöhe von 16 m aus. Die überbaubare Fläche ist als Flächenauswei-

sung gekennzeichnet. Das Industriegebiet ist durch textliche Festsetzungen einge-

schränkt, Hammerwerke und Anlagen, die erhebliche Luftverunreinigungen einschließ-

lich Geruchsbelästigungen für die Umgebung verursachen können, insbesondere Me-

tallschmelzen, chemische Fabriken, Mineralöl be- und verarbeitende Betreibe, Anlagen 

zur Beseitigung von Altöl, Gummifabriken, Zellstoff- und Papierfabriken, Kaffeeröste-

reien sowie Fischverwertungsbetreibe und Abdeckereien sind unzulässig. 

Ein Gehrecht sichert die Zugänglichkeit zu Pehmöllers Garten von der Stavenhagen-

straße. Die Änderung beinhaltet den Ausschluss von Einzelhandel im Industriegebiet.  
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Bauschutzbereich 
 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich und im Bereich der Lärmschutzzonen 2 und 

3 des Flughafens Hamburg-Fuhlsbüttel 

 

Baumschutz 
 

Im Plangebiet befinden sich erhaltenswerte und dem Baumschutz unterliegende 

Bäume. Für sie gilt die Baumschutzverordnung vom 17. September 1948 (Sammlung 

des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 791 – i), zuletzt geändert am 2. Juli 

1981 (HmbGVBl. S. 167).  

 

Veränderungssperre 
 

Für die Flurstücke 2026, 2025,und  2082 ist am 28.05.2002 (Hamb.GVBl., 7. Juni 2002, 

S. 85) eine Veränderungssperre erlassen worden. Dauer der Veränderungssperre 

30.05.2002 bis 30.05.2004. Auf eine Verlängerung wurde verzichtet, weil der Bezugs-

bauantrag zurückgezogen wurde. 

 

Befreiung 
 

Es gibt eine Befreiung von der Festsetzung des Bebauungsplans GB 5 „Gehwegüber-

fahrten nicht zugelassen“, mit Bescheid über Genehmigung einer Gehwegüberfahrt 

vom 12.06.92 und Ergänzungsbescheid vom 23.07.1992  

3.1.4 Erfordernis einer Umweltverträglichkeitsprüfu ng 
 

Für das Vorhaben besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträg-

lichkeitsprüfung (UVP) gemäß §§ 3b bis 3f des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) in der Fassung vom 5. September 2001 (BGBl. I S. 2351), zuletzt 

geändert am 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359, 1380)  

3.2 Andere planerische Tatbestände 
 

Gutachten  

 

Für einige ausgewählte Bäume wurde im November 2001 ein gutachterlicher Kurzbe-

fund durch einen Baumsachverständigen erstellt.  
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Im April 2003 wurde eine lärmtechnische Betrachtung zum Straßenverkehrslärm durch-

geführt sowie im Januar 2004 Jahr eine lärmtechnische Betrachtung des Gewerbelärms 

durchgeführt.  

 

Hinweise aus dem Fachinformationssystem Boden 

 

Im Plangebiet befinden sich Flächen mit einem Verdacht auf Bodenverunreinigungen. 

 

Ausgleichsflächen 

Im Plangebiet südlich der Straße Papenreye befinden sich Teilflächen die für Ausgleich-

maßnahmen im Rahmen der Baumaßnahme Verlängerung/Ausbau Papenreye zu Be-

ginn der 90er Jahre als offene Entwässerungsanlage hergerichtet wurden. 

3.3 Angaben zum Bestand 
 

Flurstück 2026 und nördlicher Teil des Flurstücks 2082: Brachfläche, die für LKW - 

Stellplätze genutzt wird. 

 

Flurstück 2082: Brachliegende allgemein zugängliche Flächen von „Pehmöllers Garten“ 

mit langgestrecktem Teich und wertvollem Baumbestand, sowie eine Ruine 

(ehemaliges Gartenhäuschen). 

 

Flurstück 1077: Gewerbehof Borsteler Bogen 27 mit ein- und zweigeschossigen Büro-

gebäuden unterschiedlicher Nutzungen. 

 

Flurstück 2025: Brachliegende Fläche mit Baumbestand  

 

Flurstück 2148: Straßenverkehrsfläche der Papenreye mit Entwässerungsgraben (Aus-

gleichfläche für Straßenausbau) 

 

Im Plangebiet befinden sich Gasleitungen.  

4. Umweltbericht 
 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich (Siehe Ziffer 3.1.4). 
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5. Planinhalt und Abwägung 

5.1 Kerngebiet 
 

Im Plangebiet wird südlich der Papenreye, auf den Flurstücken 2026, 2025 und auf 

zwei nördlichen Teilstücken des Flurstücks 2082 westlich von Flurstück 2027 sowie auf 

Flurstück 1077 Kerngebiet festgesetzt  

Der verbleibende Teil des Flurstücks 2082 wird im inneren Bereich als private Grünflä-

che festgesetzt. 

Die bisherige Festsetzung der Plangebietsfläche als Industriegebiet im Bebauungsplan 

Groß Borstel 5 wurde 1969 getroffen, um den damals bestehenden Erweiterungsab-

sichten der Fa. Strüver entsprechen zu können. Die Notwendigkeit ist inzwischen ent-

fallen; Erweiterungsabsichten bestehen schon seit langem nicht, da das Grundstück 

verkauft wurde und eigenständig genutzt werden soll.  

Vor dem Hintergrund des auf den Flurstücken 2026, 2082 und 2025 vorhandenen 

wertvollen Baumbestandes können die notwendigen Neben- Verkehrs- und Lagerflä-

chen einer Industrie bzw. Gewerbegebietsausweisung auf den Flächen nicht unterge-

bracht werden. Nur durch eine diese Baum bestandene Fläche umrahmende Kernge-

bietsbebauung kann ein städtebaulich zufriedenstellendes Nebeneinander von Gebäu-

den und parkartigen Freiräumen geschaffen werden.  

Die Festsetzung von Kerngebiet auf Flurstück 1077 ergibt sich aus der Tatsache, dass 

eine Industrie- bzw. Gewerbegebietsausweisung in unmittelbarer Nähe zu dem südlich 

der Stavenhagenstraße gelegenen reinem Wohngebiet heute nicht mehr nachbar-

schaftsverträglich ist, da gemäß § 50 des, nach Feststellung des Bebauungsplans 

Groß Borstel 5, im Jahre 1974 in Kraft getretenen Bundesimmissionsschutzgesetzes 

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorge-

sehenen Flächen einander so zuzuordnen sind, dass schädliche Umwelteinwirkungen 

auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf 

sonstige schutzwürdige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. Dies entspricht 

ebenfalls dem gültigen Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung 

vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3831), zuletzt geändert am 8. Juli 2004 (BGBl. I 

S. 1578, 1590) 
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Daher ermöglicht eine Kerngebietsausweisung an dieser Stelle eine angemessene 

Nutzungsflexibilität und schafft in Verbindung mit der festgesetzten privaten Grünfläche 

die Voraussetzung, situationsgeeignete Nutzungen anzusiedeln. 

 

Im Rahmen des Abwägungsgebots wurde die Verträglichkeit des Nebeneinander von 

Kerngebiet und Industriegebiet (welches im Westen an das Plangebiet anschließt) ge-

prüft, um die Belastungen der künftigen Nutzer in Bezug auf Geruchs- und Lärmbeläs-

tigungen auf ein vertretbares Maß zu reduzieren.  

Hierbei galt es festzustellen, ob dies mit der Ausweisung eines eingeschränkten Kern-

gebiets gelingt und ob die Potentiale einer wenn auch eingeschränkten Industriege-

bietsnutzung weiterhin ausgeschöpft werden können. Weiterhin galt es abzuwägen, 

wie viel Nutzungseinschränkungen auf der benachbarten Industriegebietsfläche akzep-

tiert werden können. 

Geruchsbelästigungen sind aus dem benachbarten Industriegebiet nicht zu erwarten, 

da Anlagen, die erhebliche Luftverunreinigungen einschließlich Geruchsbelästigungen 

für die Umgebung verursachen können bereits nach geltendem Planrecht nicht zulässig 

sind.  

Die Untersuchung hat ergeben, dass durch geeignete Festsetzungen zur Gliederung 

der zwei Kerngebiete die schutzbedürftigen Nutzungen im neu ausgewiesenen Kern-

gebiet gegen Lärm aus verkehrlichen und gewerblichen Quellen grundsätzlich zur 

Festsetzung kommen können. 

Die Nutzung des Industriegebietes wird daher durch die Kerngebietsausweisung nicht 

eingeschränkt (siehe auch 5.10 Lärmschutz). 

Deshalb ist in § 2 Nummer 4  festgesetzt, dass im Kerngebiet auf der mit “(a)“ bezeich-

neten Fläche Wohnungen sowie Anlagen für kirchliche, soziale und gesundheitliche 

Zwecke unzulässig sind, sofern die der Unterbringung von Personen dienen. Diese 

Festsetzung ist notwendig, um eine räumliche Abgrenzung von schutzwürdigen Nut-

zungen zum bestehenden westlich an das Plangebiet angrenzenden Industriegebiet zu 

schaffen.  

Kirchliche Nutzungen wie z. B. Klöster oder Mutterhäuser, soziale Nutzungen wie Un-

terkünfte für Obdachlose, Asylbewerber und Aussiedler sowie alle sonstigen Unter-

künfte mit Unterbringung und Betreuungszwecken wie z. B. Frauenhäuser sowie 

Heime die der Unterbringung und Betreuung dienen, gesundheitliche Nutzungen wie 

Krankenhäuser, Sanatorien stellen sowohl Nutzungen mit wohnähnlichem Charakter 
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oder aber besonders schützenswerte Nutzungen dar und sind somit in direkter 

Nachbarschaft einer industriellen Nutzung nicht verträglich. 

Die mit (a) bezeichnete Kerngebietsfläche mit den darauf ausgeschlossenen Nutzun-

gen bildet durch ihre vorgesehene „zwischengeschaltete Bebauung“ eine sogenannte 

„Pufferzone“ zur benachbarten im Bebauungsplan Groß Borstel 5 ausgewiesenen In-

dustriegebietsfläche. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird mit 0,4 und die Geschossflächenzahl (GFZ) mit 2,4 

festgesetzt. Die GRZ- und GFZ-Werte wurden durch einen Testentwurf ermittelt, der 

z.B. südlich Papenreye eine kammartige Bebauung vorsieht und den erhaltenswerten 

Baumbestand berücksichtigt.  

Die dargestellte Baugrenze ist insoweit plangraphisch vereinfachend. Bei den konkre-

ten Bauplanungen wird es darauf ankommen, fünf mächtige Großbäume, die an-

schließend in der Privaten Grünfläche wachsen, unberührt zu lassen. 

Südlich der Straße Papenreye wird eine überbaubare Fläche von maximal zulässigen 6 

Vollgeschossen; an der Westgrenze des Plangebiets werden zwei Baukörperauswei-

sungen mit sechs- und zweigeschossiger Bauweise ausgewiesen von jeweils 22 bzw. 

13 Metern Breite . Die festgesetzte Sechsgeschossigkeit orientiert sich an der Bebau-

ung nördlich an der Papenreye, die zweigeschossige Ausweisung in Nordsüdrichtung 

zur Stavenhagenstraße soll eine städtebaulich verträglichen Übergang zur ein- und 

zweigeschossigen Wohnbebauung südlich der Stavenhagenstraße schaffen. Zugleich 

nimmt die Ausweisung auch hier Rücksicht auf den Baumbestand. 

Im östlichen Bereich des Flurstücks 2082 wird Kerngebiet mit einer zweigeschossigen 

Baukörperausweisung und einer GRZ von 0,3 sowie einer maximal zulässigen Ge-

schossfläche (GF) von 660 m² in einer Breite von 16 m festgesetzt. Eine Bebauung an 

dieser Stelle kann nur im Zusammenhang mit der Flächenausweisung auf den Flur-

stücken 2026 und 2082 erfolgen und soll eine ergänzende Nutzung darstellen.  

 

Auf Flurstück 1077 nordöstlich der Stavenhagenstraße wird Kerngebiet mit einer GRZ 

von 0,4 und einer GFZ von 1,6 ausgewiesen. Die Überbaubarkeit wird mit einer Flä-

chenausweisung festgesetzt, die an der Stavenhagenstraße zwei Geschosse mit einer 

Tiefe von 13 m und im rückwärtigen Bereich vier Geschosse zulässt.  

Durch die Festsetzung unterschiedlicher Bauhöhen soll erreicht werden, dass die 

Höhenentwicklung des Gebäudekomplexes zum südlich angrenzenden Wohngebiet 

auf ein vertretbares Maß begrenzt wird und einen städtebaulich verträglichen Übergang 
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zur vorwiegend zweigeschossigen Wohnbebauung an der Stavenhagenstraße schafft. 

Um zur privaten Grünanlage hin eine geschlossene und einengend wirkende Bebauung 

zu vermeiden und stattdessen eine raumerweiternde geöffnete Bebauung zu erreichen 

ist in § 2 Nummer  5 festgesetzt, dass im Kerngebiet auf der mit“(c)“ bezeichneten 

Fläche bis zu 3 nord-süd gerichtete Baukörper mit nicht bebauten Zwischenräumen 

zulässig sind, deren Schmalseiten zur Privaten Grünfläche orientiert sind. 

Angestrebt wird eine kammartige Baukörperstellung, durch die erreicht werden soll, 

dass eine mögliche Bebauung nicht die Kronen der mächtigen Altbäume im Grenzbe-

reich zur privaten Grünfläche beeinträchtigt und bedrängt und somit der Grünraum mit 

der Bebauung des Kerngebiets verzahnt wird.  

 

Die in § 17 Absatz 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO 1990) in der Fassung vom 

23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 

479) festgesetzten Obergrenzen für die GRZ und GFZ können nicht voll ausgeschöpft 

werden, da sich auf der Kerngebietsfläche und in deren Grenzbereichen auf der priva-

ten Grünfläche erhaltenswerter Baumbestand befindet, der die Bebauungsmöglich-

keiten einschränkt.  

 

In § 2 Nummer  2 ist festgesetzt, dass in den Kerngebieten Stellplätze nur in Tiefgara-

gen zulässig sind. Oberirdische Stellplätze für Besucher können ausnahmsweise zu-

gelassen werden. Aufgrund der Baumerhaltungsgebote im Randbereich der Kernge-

bietsflächen im Zusammenhang mit der Wahrung des parkartigen Gesamteindrucks ist 

diese Festsetzung erforderlich. Damit können die Freiflächen von oberirdischen Stell-

plätzen freigehalten werden und größere Anteile offener Bodenflächen erhalten blei-

ben. Oberirdische Grundstücksflächen sollen nur ausnahmsweise in geringem Umfang 

durch Besucherstellplätze in Anspruch genommen werden. Der heutige Bestand ist 

von dieser Festsetzung nicht betroffen. § 2 Nummer  9 sieht vor nicht überbaute 

Flächen auf Tiefgagragen zu begrünen. (Siehe 5.8 Begrünungsmaßnahmen) 

In § 2 Nummer  3 ist festgesetzt, dass in den Kerngebieten Tiefgaragen auch auf nicht 

überbaubaren Flächen zulässig sind. Diese Festsetzung ermöglicht Tiefgaragen auch 

außerhalb der Baugrenzen. 

 

In § 2 Nummer  1 ist festgesetzt, dass in den Kerngebieten großflächige Handels- und 

Einzelhandelsbetriebe sowie Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und 



 10 

Großgaragen unzulässig sind. Ausnahmen für sonstige Tankstellen nach § 7 Absatz 3 

Nummer 1 der Baunutzungsverordnung werden ausgeschlossen.  

Großflächige Handels- und Einzelhandelsbetriebe werden ausgeschlossen, um im 

Hinblick auf das System der zentralen Standorte einer städtebaulichen Fehlentwick-

lung entgegen zu wirken. Darüber hinaus sollen die Flächen Nutzungen vorbehalten 

bleiben, die durch ihren „Nutzungscharakter“ die angrenzende private Grünfläche in 

ihre Bebauungsstruktur einbeziehen und dadurch eine Aufwertung sowohl des Kern-

gebietes als auch der privaten Grünfläche ermöglichen.  

Der Ausschluss von Tankstellen soll verhindern, dass sich im Kerngebiet langfristig 

Nutzungen ansiedeln können, die dauerhaft neben der bestehenden Verkehrsbelas-

tung zusätzlich starken Zu- und Abfahrtsverkehr verursachen. 

 

Die Erschließung des nördlich gelegenen Kerngebiets kann nur im Bereich der bereits 

genehmigten Überfahrt, von der Papenreye erfolgen, die als Befreiung von der Fest-

setzung der Bebauungsplans GB 5 „Gehwegüberfahrten nicht zugelassen“, mit Be-

scheid über Genehmigung einer Überfahrt von BOA 221 vom 12.06.92 und Ergän-

zungsbescheid vom 23.07.1992 bereits erteilt wurde. Eine weitere Überfahrt an der 

Papenreye, die jedoch nur als Ausfahrt vorgesehen werden kann, ist weiter östlich 

möglich. Die Kerngebietsfläche in der nordöstliche Ecke des Plangebiets soll über die 

festgesetzte Kerngebietsfläche im Nordwesten und über den nördlichen Bereich der 

festgesetzte privaten Grünfläche erschlossen werden, da aus verkehrstechnischen 

Gründen eine Überfahrt im nahen Kreuzungsbereich Papenreye/Borsteler Chaussee 

nicht möglich ist. Unter Berücksichtigung des Baumbestandes und deren 

Wurzelbereiche ist die genaue Lage der Erschließungsfläche in der die private Grünflä-

che im Bauantragsverfahren zu klären.  

Die im Planbild festgesetzten Ausschlüsse von Überfahrten auf die Papenreye dienen 

der Verkehrssicherheit im nahen Kreuzungsbereich Papenreye/Borsteler Chaussee, 

sowie dem Schutz des vorhandenen Rückhaltegraben (Fläche für die Wasserwirt-

schaft). 

Dazu ist in § 2 Nummer  8 festgesetzt, dass die nordöstliche Kerngebietsfläche von der 

Kerngebietsfläche im Nordwesten über die private Grünfläche zu erschließen ist. 

Die westlich und südlich im Plangebiet festgesetzten Kerngebietsflächen werden über 

die Stavenhagenstraße erschlossen.  
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5.2 Private Grünfläche  
 

Gemäß Senatsbeschluss vom 27.10.92 soll die Wiederherstellung von Pehmöllers 

Garten gesichert werden, daher ist im zentralen bis östlichen Teil des Plangebiets auf 

Teilbereichen des Flurstücks 2082 eine private Grünfläche ausgewiesen. Ziel dieser 

Festsetzung ist es die Reste von "Pehmöllers Garten", der für Groß Borstel einen er-

heblichen gartenhistorischen Wert hat, zu erhalten, wiederherzustellen und langfristig 

zu sichern.  

Öffentlich nutzbare Wegeverbindungen von Ost nach West, sollen den Garten auch für 

die Bevölkerung erlebbar machen.  

„Pehmöllers Garten“ ist der letzte von ehemals vier in Groß Borstel angelegten Garten-

gütern, der in Teilen noch erhalten ist. Es handelt sich um einen alten Fabrikantenpark. 

Senator Christian Nikolaus Pehmöller erwarb das Gelände 1825 als ehemalige Wachs-

bleiche. 1886 ging das Gelände an Dr. Salomon Abendana Belmonte, der den Garten 

durch den Architekten Jürgens in landschaftlicher Gestaltung mit geschwungenen 

Wegen überarbeiten ließ. Die Ursprünge gehen jedoch zurück bis in das Jahr 1775. Bis 

in die 60er Jahre des letzten Jahrhunderts hat der Park in seinen wesentlichen Teilen 

bestanden. Heute ist "Pehmöllers Garten" stark verwildert, wesentliche historische 

Elemente wie der alte beeindruckende Großbaumbestand und der Teich, dessen 

Ursprung bis ins Jahr 1760 zurückgeht, sind aber noch vorhanden und das Wegenetz 

lässt sich aus Luftbildern rekonstruieren. Ein historischer Gartenpavillon in der Süd-

West-Ecke ist heute stark verfallen, aber noch vorhanden.  

Da die heute fehlende Villa früher vorhandene Bezüge nicht mehr erkennen lässt, ist 

die Anlage nicht als Kulturdenkmal im Sinne des Denkmalschutzgesetzes zu werten, so 

dass eine Unterschutzstellung nicht erfolgen soll. Daher ist keine denkmalgerechte 

Wiederherstellung von Pehmöllers Garten erforderlich. Zur Wahrung der historischen 

Identität des Ortes wird eine Entwicklung angestrebt, mit der die vorhandenen histori-

schen Elemente gesichert und ein schlichtes, landschaftliches Parkbild im Sinne der 

Gestaltungsvorstellungen vom Ende des 19. Jahrhunderts herausgearbeitet wird.  

Um dieses Planungsziel zu sichern, ist in § 2 Nummer  13 festgesetzt, dass die private 

Grünfläche als landschaftlicher Park zu entwickeln und zu erhalten ist. In dem vorhan-

denen Teich ist ein ständiger Wasserstand zu gewährleisten. 
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Pehmöllers Garten soll – als Zeugnis der geschichtlichen Entwicklung Gross-Borstels 

und als grüne Oase mit dem üppigen Großbaumbestand – der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht werden. 

Da es sich hier um die Festsetzung einer privaten Grünfläche handelt und sich die 

Fläche im Privateigentum befindet, ist es erforderlich, die oben beschriebenen Ziele in 

einem städtebaulichen Vertrag mit dem Eigentümer abzusichern.  

Die Ausweisung von Kerngebiet in Verbindung mit privater Grünfläche schafft die Vor-

aussetzung, anspruchsvolle Nutzungen anzusiedeln, die durch den dazugehörigen 

Park aufgewertet werden. 

5.3 Wasserfläche 
 

Innerhalb der ausgewiesenen privaten Grünfläche wird der vorhandene ca. 450 m² 

große Teich als Wasserfläche nachrichtlich übernommen. Der Teich gehört zur ehema-

ligen Gartenanlage von „Pehmöllers Garten“ und soll als Wasserfläche erhalten blei-

ben. Um dieses Planungsziel zu sichern, ist in § 2 Nummer  13 festgesetzt, dass in dem 

vorhandenen Teich ist ein ständiger Wasserstand zu gewährleisten ist. 

5.4 Gehrecht 
 

Das in § 2 Nummer  14 festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien und 

Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen Geh- und Radweg anzulegen und 

zu unterhalten. Geringfügige Abweichungen vom festgesetzten Gehrecht sind zulässig. 

Diese Festsetzung ist erforderlich, um die Zugänglichkeit zur öffentlich begehbaren pri-

vaten Grünfläche von Südwesten des Plangebietes aus zu sichern.  

5.5 Straßenverkehrsfläche 
 

Die im Plangebiet vorhandenen Straßenverkehrsflächen werden in ihrem Bestand 

übernommen. Die Straße Papenreye soll nach dem vierstreifigen Ausbau des 

Nedderfeldes nur noch die Funktion einer örtlichen Erschließungs- und Verbindungs-

straße übernehmen. Sie soll die nordöstlichen Stadtteile und den Flughafen mit den 

nordwestlichen Stadtteilen verbinden. Die Stavenhagenstraße dient der Erschließung 

der angrenzenden Grundstücke.  



 13 

 

5.6 Oberflächenentwässerung und Schutz des Bodens  
 

Die im Plangebiet vorgesehene Bebauung verursacht eine höhere Versiegelung der 

Fläche, was zukünftig erhebliche Auswirkungen auf die Oberflächenentwässerung ha-

ben wird. Die im Bereich des Plangebietes befindlichen Gewässer und Siele sind in ih-

rer Aufnahmekapazität bereits erheblich eingeschränkt und somit nicht in der Lage zu-

sätzliche Wassermengen aufzunehmen. Aus diesem Grund sind geeignete Regen-

rückhalteräume im Bereich des Bebauungsplangebietes zwingend erforderlich. Das 

anfallende Oberflächenwasser ist in ausreichend dimensionierten, offenen Rückhalte-

räumen zu sammeln und ggfs. zu versickern. Das Entwässerungssystem ist in Form 

eines offenen Graben-/Muldensystems auszuführen. Die vorzusehenden Regenrück-

halteräume müssen in der Lage sein, dass anfallende Oberflächenwasser aufzufangen 

und verzögert an die jeweiligen Vorfluter abzugeben. Der Abfluss in die Vorfluter darf 

sich durch die zusätzliche Bebauung in keinem Fall erhöhen. Jeder Rückhalteraum ist 

zusätzlich mit einem Notüberlauf in einen geeigneten Vorfluter zu versehen. 

 

Im B-Plangebiet befindet sich ein planfestgestellter Regenrückhaltegraben, der im Zu-

sammenhang mit der Verlängerung der Straße Papenreye hergestellt wurde. Der 

Rückhaltegraben beginnt im B-Plangebiet und verläuft in Richtung Westen zur Tarpen-

bek. Der Planfeststellungsbescheid des o. g. Gewässers wurde am 30. Oktober 1992 

erteilt. Am Beginn des Rückhaltegrabens (Osten) ist im B-Plan eine Ausfahrt aus dem 

Kerngebiet vorgesehen. Die Ausfahrt greift in einem kleinen Teilbereich in das plan-

festgestellte Gewässer ein.  

Die vorgesehene Nutzungsänderung des planfestgestellten Gewässers bedarf einer 

neuen Zulassung – die Durchführung eines Planänderungsverfahrens ist nicht möglich. 

Sollte das Vorhaben nicht UVP-pflichtig nach den Vorschriften des UVPG i.V.m. dem 

HmbUVPG sein, kommt eine Genehmigung nach § 31 Abs. 3 WHG in Betracht. An-

dernfalls ist ein Planfeststellungsverfahren durchzuführen.  

Das Gewässer wird als Fläche für die Wasserwirtschaft “nachrichtlich“ in den Bebau-

ungsplan übernommen.  
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5.7 Bodenverunreinigungen 
 

Im Westen des Plangebietes werden auf Grund der Vornutzung von metallverarbei-

tenden Betrieben die Flächen der Flurstücke 2025 und 2026, sowie Teilbereiche des 

Flurstücks 2082, unter der Erfassungsnummer 6442-005/02 als Altlastverdachtsfläche 

im Altlasthinweiskataster der Behörde für Umwelt und Gesundheit geführt.  

Nördlich des Plangebiets befindet sich zudem eine Altablagerung, die unter der Erfas-

sungsnummer 6442-005/01 im Altlasthinweiskataster geführt wird. Die beim Bau der 

Straße Papenreye durchgeführten Deponiegasmessungen ergaben einen positiven 

Befund. Aufgrund der abgelagerten Bestandteile und des Ablagerungszeitraumes 

muss von einer Deponiegasbildung im Auffüllungskörper ausgegangen werden. Eine 

Migration von Deponiegasen in angrenzende Bereiche ist nicht auszuschließen, in 

einer Zone von 100m um die Deponiefläche herum ist deshalb bei Baumaßnahmen zu 

prüfen, ob Sicherungsmaßnahmen zur Verhinderung von Deponiegaseintritten vorzu-

sehen sind. Im Plangebiet ist hiervon das Flurstück 2026 und der nordwestliche Teil 

des Flurstücks 2082 betroffen, zur Prüfung und Festlegung der Maßnahmen ist die 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt –U251- an den Baugenehmigungsverfahren 

zu beteiligen. 

5.8 Baumschutz- und Begrünungsmaßnahmen  
 

Im Plangebiet befinden sich erhaltenswerte und dem Baumschutz unterliegende 

Bäume. Für sie gilt die Baumschutzverordnung vom 17. September 1948 (Sammlung 

des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 791-i), zuletzt geändert am 2. Juli 1981 

(HmbGVbl. S. 167).  

Einzelbäume, Baumgruppen und Baumreihen, die wegen ihrer Größe oder ihres Alters 

das Landschaftsbild der Umgebung prägen oder von besonderer Bedeutung für den 

Naturhaushalt sind, werden mit einem Erhaltungsgebot festgesetzt. Das sind haupt-

sächlich Altbäume in den Randbereichen der Privaten Grünfläche, deren Kronen in das 

Kerngebiet hineinragen. Diese Bäume sind ein Bestandteil des beeindruckenden 

Großbaumbestandes der ehemaligen Gartenanlage von „Pehemöllers Garten“. Mit der 

Festsetzung von Erhaltungsgeboten soll die Identität dieser historischen Anlage 

gewahrt bleiben und bei der baulichen Nutzung Berücksichtigung finden. Die vielen 

weiteren, in der privaten Grünfläche vorhandenen bedeutenden Bäume sind nicht 
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weniger zu erhalten; sie werden jedoch durch die Bauflächen nicht konkret tangiert, so 

dass ihre Festsetzung nicht erforderlich ist.  

 

In § 2 Nummer  11 ist festgesetzt, dass für die zu erhaltenden Bäume bei Abgang Er-

satzpflanzungen vorzunehmen sind. Es sind Laubgehölze mit einem Stammumfang 

von mindestens 18 cm, in 1 m über dem Erdboden gemessen, zu verwenden. Außer-

halb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Gelände-Aufhöhungen oder Abgra-

bungen im Kronenbereich anzupflanzender oder zu erhaltender Bäume unzulässig.  

Es sind einheimische standortgerechte Laubgehölze zu verwenden, da diese Pflanzen-

arten in besonderem Maße der heimischen Tierwelt Lebensraum bieten und Laub-

bäume kleinklimatisch günstiger sind. Die Festlegung von Mindestgrößen ist notwendig, 

um ohne lange Übergangszeit landschaftsplanerisch wirksame Strukturen herzustellen. 

Die offenen Vegetationsflächen sichern Luft-, Wasser- und Nährstoffversorgung der 

Wurzeln und damit eine langfristige Entwicklung der Bäume. 

In § 2 Nummer  9 ist gesetzt, dass nicht überbaute Flächen auf Tiefgaragen mit Aus-

nahme von Erschließungsflächen mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelba-

ren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen sind. 

Da die nicht überbauten Flächen der Tiefgaragen einen wesentlichen Anteil der gebäu-

debezogenen Freiflächen darstellen, sind sie aus freiraumgestalterischen Gründen mit 

Gehölzen und Stauden zu begrünen. Ein mindestens 50 cm starker durchwurzelbarer 

Substrataufbau soll eine ausreichende Wurzeltiefe für eine dauerhafte Begrünung er-

möglichen. Die Bepflanzung der Decken von Tiefgaragen trägt auch zur Stabilisierung 

des örtlichen Kleinklimas bei. 

§ 2 Nummer  10 schreibt vor, dass Außenwände von Gebäuden, deren Fensterabstand 

mehr als 5 m beträgt sowie fensterlose Fassaden mit Schling- und Kletterpflanzen zu 

begrünen sind; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. Die 

Kerngebietsflächen liegen in einer optisch sensiblen Umgebung, neben Wohngebieten, 

öffentlichen und privaten Grünflächen und einer Durchgangsstrasse. Die Festsetzung 

stellt sicher, dass ungestaltete Fassaden durch Wandbegrünung zu gliedern und in das 

Umfeld zu integrieren sind. 

In § 2 Nummer  12 ist geregelt, dass bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer 

dauerhaften Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwasser- oder Schichtwas-

serspiegels, bzw. zu Staunässe führen, unzulässig sind. Diese Festsetzung ist erfor-
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derlich, um zu gewährleisten, dass die Wasserversorgung der Altbäume und des 

Teiches nicht beeinträchtigt wird. 
 

5.9 Bauschutzbereich 
 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Flughafens Fuhlsbüttel. Für alle bauli-

chen Vorhaben gelten die einschränkenden Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes in 

der Fassung vom 27. März 1999 (BGBl. I S. 551), zuletzt geändert am 6. April 2004 

(BGBl. I S. 550, 551). Die sich aus dem Luftverkehrsgesetz ergebenden Beschränkun-

gen hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung werden durch die getroffenen pla-

nerischen Festsetzungen berücksichtigt. 

5.10 Lärmschutz 
 

Das Plangebiet ist durch Flug- und Verkehrslärm sowie Industrie- und Gewerbelärm 

stark lärmvorbelastet. In den Jahren 2003 bis 2004 wurden lärmtechnische Unter-

suchungen durchgeführt, in denen die Lärmimmissionen unterschiedlicher Lärmquellen 

(Verkehrslärm, sowie Industrie- und Gewerbelärm aus dem westlich angrenzenden ein-

geschränkten Industriegebiet) errechnet wurden. 

 

Fluglärm 

 

Der nordwestliche Bereich des Plangebiets liegt nach der Verordnung über die Festset-

zung des Lärmschutzbereichs für den Verkehrsflughafen Hamburg (Fuhlsbüttel) vom 

24. Mai 1976 (BGBl. I S. 1309) im Bereich der Fluglärm-Schutzzone 2.  

Für die Errichtung schutzbedürftiger baulicher Anlagen sowie Wohnungen sind die vor-

geschriebenen Schallschutzmaßnahmen zu erfüllen; vergleiche hierzu §§ 5 bis 7 des 

Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl. I S. 282), zuletzt ge-

ändert am 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785, 2794), sowie die Schallschutzverord-

nung vom 5. April 1974 (BGBl. I S. 903). 

Zugleich liegt das Plangebiet nach dem Senatsbeschluss vom 23.09.1996 im Lärm-

schutzbereich 2. Dabei handelt es sich um einen fluglärmbelasteten Bereich, für den 

hinsichtlich der Beurteilung von lärmempfindlichen Nutzungen, Einschränkungen gel-

ten.  

In diesem Bereich sind Kerngebiete zulässig, die ausnahmsweise einen Wohnanteil 

von bis zu 40 % zulassen.  
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Verkehrslärm 

 

Im April 2003 wurde für das Bebauungsplanverfahren Groß Borstel 6 der Einfluss des 

Verkehrslärms aus den umliegenden Straßen nach dem vereinfachten Verfahren unter-

sucht.  

Für den größten Teil der überbaubaren Flächen ergeben sich vom Verkehrslärm abge-

wandte Seiten, die tagsüber einen Wert bis 59 dB(A) und nachts einen Wert bis 49 

dB(A) nicht überschreiten.  

 

Industrie- und Gewerbelärm 

 

Das Plangebiet wird zusätzlich zum Verkehrs- und Fluglärm mit Industrie- und Gewer-

belärm aus dem westlich angrenzenden eingeschränkten Industriegebiet (Bebauungs-

plan Groß Borstel 5) belastet. 

Bei der Bewertung des von dem westlich angrenzenden eingeschränkten Industriege-

biets ausgehenden Industrie- und Gewerbelärms sind Grenzwerte heranzuziehen, die 

nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften (TA-Lärm) von den ansässigen Betrieben 

ausgeschöpft werden könnten. Geht man von diesen in Industriegebieten zulässigen 

Werten aus, würden ohne Lärmschutzmaßnahmen nachts theoretisch erhebliche und 

unzulässige Überschreitungen im gesamten Plangebiet auftreten. Im Rahmen des Ab-

wägungsgebots wurde daher untersucht, in welcher Weise Lärmschutzmaßnahmen 

getroffen werden müssen, um Belastungen für die künftigen Nutzer/Bewohner auf ein 

zulässiges Maß zu reduzieren. 

 

Da die planerischen Lärmschutzmaßnahmen ausschließlich im Plangebiet selbst ge-

troffen werden müssen, da schallquellenbezogene Maßnahmen ausscheiden, wird der 

westliche Bereich des MK-Gebiets gegliedert und das Wohnen bzw. wohnartige Nut-

zungen ausgeschlossen. (§ 2 Nummer 4 ).  

 

Da aktive Lärmschutzmaßnahmen, wie Lärmwälle oder –wände, aufgrund der vorhan-

denen städtebaulichen Situation ausscheiden, ist durch passive Lärmschutzmaßnah-

men ein ausreichender Schallschutz zu gewährleisten.  

 

In einem von der Behörde für Umwelt und Gesundheit erstellten Schallimmissionsplan 

wurden an den geplanten Gebäuden im MK-Gebiet, die an der westlichen Plangebiets-
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grenze ausgewiesen sind, Werte zwischen 59 und 65 dB (A) (Lärmaußenpegel) er-

rechnet. Diese Berechnung basiert auf der Annahme einer gleichmäßigen Lärmaus-

breitung von 65 dB(A) aus dem angrenzenden Industriegebiet. Da aufgrund des Aus-

schlusses von Wohnen bzw. wohnartigen Nutzungen die Nachtwerte unberücksichtigt 

bleiben können, sind nur die Tagwerte zu berücksichtigen, die nach Lärm-Immissions-

richtwerten der TA-Lärm für MK-Nutzungen bei 60 dB (A) am Tag (Lärmaußenpegel) 

liegen. Durch geeignete Schallschutzmaßnahmen ist daher eine Reduzierung von min-

destens  5 dB (A) herbeizuführen.  

 

Erfahrungen des baulichen Schallschutzes haben gezeigt, das bei besonderen Fens-

terkonzeptionen in gekipptem Zustand Lärmimmissionen um  bis zu 25 dB (A) zu min-

dern sind und somit einen - aus der Lärmwirkungsforschung angestrebten Innenraum-

pegel von 40 dB(A) für eine ungestörte Kommunikation - gewährleisten. Aus diesem 

Grund wird auf einen Schutz des Innenraums der betroffenen Nutzungen am Tage ab-

gestellt, der gewährleistet, das ein Innenraumpegel von 40 dB(A) unterschritten wird. 

Dazu ist in § 2 Nummer  6 festgesetzt, dass in der mit “a“ gekennzeichneten MK-Fläche 

durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. Doppelfassaden, beson-

dere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen sicherzu-

stellen ist, dass in den zum Industrie- und Gewerbelärm orientierten Räumen tags ein 

Innenraumpegel bei gekipptem Fenster von 40 dB(A) nicht überschritten wird. 

 

Auf den übrigen Kerngebietsflächen im Norden und Süden den Plangebiets sind aus-

nahmsweise Wohnungen in einer Größenordnung bis 40 % zugelassen, da diese Flä-

chen im sogenannten Bereich 2 des fluglärmbelastenden Gebietes um den Flughafen 

Hamburg liegen. Deshalb sind in diesem Fall für die hier zulässige Wohnnutzung im 

Bezug auf den Industrie- und Gewerbelärm die Nachtwerte zu berücksichtigen, die 

nach Lärm-Immissionsrichtwerten der TA-Lärm für Kerngebietsnutzungen bei 45 dB (A) 

in der Nacht (Lärmaußenpegel) liegen. Der o.g. Schall-Immissionsplan der Behörde für 

Umwelt und Gesundheit weist hier Werte zwischen 30 bis 55 dB(A) (Lärmaußenpegel) 

aus. Durch geeignete Schallschutzmaßnahmen ist daher eine Reduzierung von min-

destens 10 dB (A) herbeizuführen. 

Auch in diesem Fall wird die Konfliktbewältigung auf die Einhaltung eines Innenraum-

pegels – hier der nächtliche Innenraumpegel – abgestellt. In der aktuellen Lärmfor-

schung wird ein Innenraumpegel von 30 dB (A) aus Lärmwirkungssicht für Wohnnut-

zungen im Einflussbereich von gewerblichen Immissionen für ausreichend erachtet, um 
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ungestörtes Schlafen zu garantieren. Gleichzeitig sollte der Luftaustausch nicht durch 

Zwangslüftungen erfolgen.  

Deshalb ist in § 2 Nummer  7 festgesetzt, dass in der mit ‚“b“ und “c“’ gekennzeichneten 

Fläche durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen wie z.B. besondere Fens-

terkonstruktionen, Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergärten oder in ihrer Wir-

kung vergleichbare Maßnahmen sicherzustellen ist, dass in den Schlafräumen nachts 

ein Innenraumpegel bei gekipptem Fenster von 30 dB(A) nicht überschritten wird. 

Hinsichtlich des Einsatzes von geeigneten baulichen Schallschutzmaßnahmen eröffnet 

sich in den mit “b“ und “c“ bezeichneten uneingeschränkten MK-Gebiet ein größerer 

Handlungsspielraum, der sich insbesondere durch architektonische Fassadenkonstruk-

tionen ergibt.  

Für die Abwägung im Bebauungsplanverfahren ist auch entscheidend, dass trotz einer 

Lärm-Vorbelastung die Flächen an der Papenreye wegen des attraktiven Umfelds 

(Pehmöllers Garten) für Wohnnutzungen interessant sind. Das Angebot ist insbeson-

dere für Interessenten gedacht, die diese  Lage suchen und bereit sind, die ortsübli-

chen Bedingungen einschließlich des Lärms und der notwendigen Schutzmaßnahmen 

zu akzeptieren.  

6. Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
 

Auf dem Flurstück 1077 an der Stavenhagenstraße ist ein Gewerbehof vorhanden, der 

zu großen Teilen befestigt ist. Die Ausweisung ermöglicht eine höhere Geschossigkeit, 

aber keinen höheren Ausnutzungsgrad des Grundstücks. 

Der übrige Hauptteil des Plangebietes ist bisher ungenutzt und unbebaut. Im mittleren 

Teil erstreckt sich die verwilderte parkartige Gartenfläche Pehmöllers Garten mit vielen 

Großbäumen, einem Teich, verwilderten Grasflächen und Gehölzaufwuchs. Im Nord-

westen werden Flächen als gewerbliche Lager- und Abstellflächen mit Schuppen ge-

nutzt.  

Der bezüglich des Baumbestandes und der historischen Bedeutung wertvollste Teil 

des ehemaligen Villengrundstücks wird als Private Grünfläche ausgewiesen und damit 

erhalten. Die östliche 2-geschossige Baumöglichkeit an der Straßenkreuzung ist auf 

einer freien Grasfläche platziert, so dass Großbäume nicht gefährdet werden. Die 

Baufläche im Nordwesten liegt überwiegend im Bereich der genannten teilversiegelten 

Lagerfläche, in die historische Gartenfläche greift in etwa der Teil ein, der außerhalb 
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der Lärmschutzzone liegt. Im Westen kann eine Brachfläche ohne bedeutenden 

Baumbestand bebaut werden.  

Der Bebauungsplan ermöglicht eine hohe und massive Bebauung von Flächen, die 

bisher der Natur überlassen oder gering genutzt sind. Auch die räumliche und optische 

Situation wird dadurch stark verändert, dass Pehmöllers Garten von hohen Gebäuden 

flankiert wird, optimale Lösungen würden ihm eine räumliche Fassung geben. Durch 

die angestrebte Entwicklung und Herrichtung der Grünfläche  wird der Bereich aufge-

wertet. 

Gegenüber dem Bestand lässt der Plan erhebliche und nachhaltige Beeinträchtigun-

gen von Natur und Landschaft zu. Das Plangebiet ist jedoch bisher als Industriegebiet 

ausgewiesen, so dass eine entsprechende industriell-gewerbliche Bebauung zulässig 

war. Aus planungsrechtlichen Gründen (§1a, Absatz 3 Satz 3 BauGB) wird deshalb 

keine naturschutzrechtliche Eingriffsregelung mit Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt. 

7. Maßnahmen zur Verwirklichung 
 

Enteignungen können nach den Vorschriften des Fünften Teils des Ersten Kapitels des 

Baugesetzbuchs durchgeführt werden, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vor-

liegen.  

8. Aufhebung bestehender Pläne 
 

Für das Plangebiet werden insbesondere der Bebauungsplan Groß Borstel 5 vom 

10. November 1969 (HmbGVbl. S. 213) mit seiner Änderung vom 11. Oktober 1988 

(HmbGVbl. S. 201) aufgehoben.  

9. Flächen- und Kostenangaben  
 

Das Plangebiet ist etwa 30180 m² groß.  

Davon entfallen auf die Flächen  

Straßenverkehrsflächen  2.900 m² 

Flächen für die Wasserwirtschaft  1.410 m² 

 

Es entstehen für die Freie und Hansestadt Hamburg Kosten für Begradigung der 

Stavenhagenstraße im westlichen Eckbereich des Flurstücks 1077. 

 


